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J anbernd Oebbecke 
Zur Rechtsstellung 
der NSDAP im "Dritten Reich" 
1. Einleitung 
Am 12. Januar 1936 führte ein SA-Sturmhann im Bergischen Land einen Gepäck-
marsch durch. Während des Marsches bekam ein SA-Mann Herzkrämpfe und wurde 
deshalb nach Hause gebracht. Nach der Siegerehrung wollte der Sturmbannarzt Dr. 
Anton Koch sich noch einmal nach seinem Befinden erkundigen. Weil er die 
Wohnung des Erkrankten nicht kannte, wurde der Scharführer Feller angewiesen, 
ihn zu begleiten. Auf der Heimfahrt geriet Koch kurz vor einer flachen Rechtskurve 
bei hoher Geschwindigkeit zu weit auf die linke Straßenseite; als er den Grahenrand 
schon erreichte, riß er das Steuer nach rechts herum, wobei sich der Wagen 
überschlug, Feller wurde getötet. 
Auf die Klage der Witwe Martha Feller wurde Koch, gegen den bereits eine 
Gefängnisstrafe wegen fahrlässiger Tötung verhängt worden war, vom Landgericht 
verurteilt, ihr die aus dem Tode ihres Mannes entstandenen Schäden zu ersetzen. Vor 
dem Oberlandesgericht verteidigte sich Koch erfolgreich mit dem Hinweis, er habe 
im Dienst der SA öffentliche Gewalt ausgeübt, so daß die Witwe sich wegen der 
Amtshaftungsvorschriften nur an die NSDAP halten könne. Nachdem ihr bereits in 
der Berufungsinstanz der Streit verkündet worden war, trat die NSDAP der Klägerin 
vor dem Reichsgericht als Streithelferin bei. Am 17. Februar 1939 entschied der dritte 
Zivilsenat des Reichsgerichts den Rechtsstreit um den Verkehrstod des SA-Scharfüh-
rers Feller1• Das Urteil führt mitten hinein in die Auseinandersetzung um die 
rechtliche Behandlung der NSDAP im "Dritten Reich". 
Grundlage dieser Auseinandersetzung war ein intensiver, eher theoretischer Streit 
um den Rechtscharakter der NSDAP. Er muß auf dem Hintergrund der permanenten 
Auseinandersetzung über die Vorherrschaft zwischen Partei und Staat gesehe'n 
werden. Sein Verlauf ist zugleich ein weiterer Beleg dafür, wie' stark innere 
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Wandlungen und Kräfteverschiebungen in der Zeit nationalsozialistischer Herrschaft 
gewesen sind. Der Streit soll nachfolgend im ersten Hauptteil dargestellt werden. 
Einzelfragen der praktischen Behandlung der NSDAP im Recht des "Dritten 
Reiches" werden dann im zweiten Hauptteil behandelt. Dabei spielt die Entschei-
dung des Reichsgerichts in Sachen Martha FeIler und NSDAP gegen Dr. Anton Koch 
als Grundsatzentscheidung eine besondere Rolle; das Amtshaftungsrecht war neben 
der strafrechtlichen Behandlung von Parteifunktionären Schwerpunktthema der 
praktischen Diskussion. 
Ir. Die Diskussion um den Rechtscharakter der NSDAP 
Die frühe Rechtsgeschichte der NSDAP in der Zeit vor dem Münchener Putschver-
such lag für die zeitgenössischen Autoren im Dunkeln2, bis Ernst Rudolf Huber in 
einem 1939 erschienenen Aufsatz nach Auswertung von Material des Hauptarchivs 
der NSDAP klären konnte, daß die Partei von ihrer Gründung am 5. Januar 1919 an 
ein nichtrechtsfähiger Verein war. Am 30. September 1920 wurde die Gründung des 
Nationalsozialistischen Deutschen Arbeitervereins beschlossen, weil - wie es im 
Protokoll der Gründungsversammlung hieß "die Partei sich einen Rechtstitel 
verschaffen müßte, welcher der Partei den Wert einer juristischen Person gibt." Der 
Verein wurde am 20. Oktober 1920 ins Vereinsregister beim Amtsgericht München 
eingetragen3 , 
Nach der Neugründung am 27. Februar 1925 ließ man die frühere Konstruktion 
wiederaufleben. Man verzichtete darauf, der Partei selbst den Status einer juristischen 
Person zu geben. Statt dessen wurde im Mai 1926 ein neuer Nationalsozialistischer 
Deutscher Arbeiterverein gegründet4 . § 13 der Vereinssatzung bestimmte, daß die 
Geschäfte des Vereins von der Partei geführt werden sollten, der auch das Eigentum 
an der Geschäftsstelle und deren Einrichtung zustand. Ausschließliches Eigentum 
des NSDA V sollten dagegen "alle durch seine Eigenschaft als gesetzliche Korpora-
tion in seiner Verwaltung stehenden Unternehmungen und Beteiligungen" seinS. 
Grund für die W abl dieser Doppelkonstruktion mag einmal das Bestreben gewesen 
sein, das Parteivermögen bei einem eventuellen Parteiverbot vor der Beschlagnahme 
zu schützen6 • Die zeitgenössischen Autoren verweisen darauf, beim Verbot der 
NSDAP im November 1923 habe sie 170000 Goldmark verloren7 , Die Möglichkei-
ten des Bürgerlichen Rechts auszunutzen, lag sicher auf der Linie des legalen Kampfes 
um die Macht, die Hitler seit der Neugründung verfolgte. 
Man kann in der Trennung von NSDAP und NSDAV auch den Ausdruck der immer 
wieder betonten Trennung von Führung und Verwaltung in der Partei sehenB. 
Vielleicht noch wichtiger ist aber ein politisch-psychologisches Moment, das uns 
noch häufier begegnen wird: die Scheu vor der Einbindung der Partei in rechtliche 
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Formen und die Neigung, in Rechtsformen vor allem auch den Ausdruck von Rang 
und Wert zu sehen. Daraus resultierte das Bestreben, Rechtsform und Selbsteinschät-
zung dadurch in Einklang zu bringen, daß die Partei eine ihr nach eigener Auffassung 
angemessene Rechtsform erhielt. Die Diskrepam. zwischen der Einschätzung des 
eigenen Wertes und der Rechtsform des eingetragenen Vereins, "deren sich jeder 
Volksgenosse bedienen kann, wenn er mit einigen anderen Volksgenossen einen 
Kegel- oder Gesangverein aufmachen will"9, wurde offenbar schon lange vor der 
Machtergreifung so stark empfunden, daß einem Bericht zufolge im März 1930 bei 
der Generalmitgliederversammlung der NSDAP im Saale allgemeines Gelächter 
entstand, als Hitler formell als Vorsitzender des NSDAV bestätigt werden sollte lO • 
Der Drang, der Partei eine ihrem "Wesen" angemessene Rechtsform zu geben, war 
auch einer der maßgeblichen Gründe für die Erklärung der NSDAP zur Körperschaft 
des öffentlichen Rechts durch das Gesetz zur Sicherung der Einheit von Partei und 
Staat vom L Dezember 193311 • In Stellungnahmen zu diesem sog. Einheitsgesetz 
wird dieser Gesichtspunkt immer wieder betont: Schon seit der Reichstagswahl im 
September 1930 sei die NSDAP politisch über die Form des bürgerlich-rechtlichen 
Vereins weit hinausgewachsen; das nominelle Fortbestehen dieser Form habe mehr 
und mehr wie ein juristischer Scherz gewirkt und sei nach der Machtübernahme 
vollends untragbar geworden 12• 
Das Einheitsgesetz enthielt in § 1 Abs. 1 die Feststellung, die NSDAP sei nach dem 
Siege der nationalsozialistischen Revolution die alleinige Trägerin des deutschen 
Staatsgedankens und untrennbar mit dem Staat verbunden. Der zweite Absatz 
lautete: "Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Ihre Satzung bestimmt der 
Führer." Nach § 2 sollte der Stellvertreter des Ilührers und nach der ursprünglichen, 
im Zusammenhang mit dem sog. Röhmputsch geänderten Fassung auch der Chef des 
Stabes der SA Mitglied der Reichsregierung sein. Die weiteren Paragraphen unter-
warfen die Mitglieder der Partei besonderen Pflichten und konstituierten eine 
Parteigerichtsbarkeit zu deren Durchsetzung. 
Man verkennt die Bedeutung des Einheitsgesetzes aber sicher, wenn man nur die 
Statusverbesserung für die NSDAP ins Auge faßt. Diese macht nur einen Aspekt aus. 
Das Gesetz sollte die NSDAP zugleich in den Staat integrieren13 . Nach seiner 
amtlichen Begründung sollte es den "Einbau der Partei in den Staat" vollziehen14• 
Reichsinnenminister Frick, in dessen Ministerium das Gesetz entworfen worden 
war lS und der neben Hitler Unterzeichner des Gesetzes war, sprach am 15. 
November 1934 ganz ähnlich von der "Eingliederung der Partei in das Gesamtgefüge 
des Staates" durch das Gesetz 16. 
In die gleiche Richtung deutet nicht nur die Gesetzesbezeichnung, die eine Einheit als 
bestehend beschwört17, die so niemals bestehen sollte. Auch die ersten Worte "nach 
dem Sieg der nationalsozialistischen Revolution" weisen darauf hin. 
Zur Rechtsstellungder NSDAP im "Dritten Reich" 221 
Am 6. Juni 1933 hatte Hitler in einer Rede vor den Reichsstatthaltern davon 
gesprochen, daß sich die Revolution nicht zu einem Dauerzustand ausbilden dürfe. 
"Man muß den freigewordenen Strom der Revolution in das sichere Bett der 
Evolution hinüberleiten .... Die Partei ist jetzt der Staat geworden. Alle Macht liegt 
bei der Reichsgewalt. "18 Ein Erlaß des Reichsinnenministers Frick, der ausdrücklich 
vom Ende der Revolution sprach und unmittelbare Eingriffe der Partei in Verwaltung 
und Wirtschaft für unzulässig erklärte, datiert fünf Tage später19• Die von der 
historischen Forschung in diesem Zusammenhang besonders hervorgehobene Rolle 
Fricks20 ist auch schon von den zeitgenössischen Kritikern des Einheitsgesetzes 
gesehen worden 21 . 
Der Zeitpunkt für den Versuch, die Partei durch Einbau in den Staat zu domestizie-
ren, war nicht schlecht gewählt. Mit der Machtergreifung konnte die bisherige 
Aufgabe der Partei als erfüllt angesehen werden22 ; die ständigen Übergriffe von 
Parteistellen in Verwaltung und Wirtschaft behinderten die notwendige Konsolidie-
rung; die Um orientierung der Partei bereitete Schwierigkeiten23 • Die Überlegungen 
gingen bis zur Auflösung24. Dennoch scheiterte der Versuch. Die folgenden Jahre 
sind durch den permanenten Konflikt zwischen Partei und Staat gekennzeichnet25 • 
Dieser Konflikt wurde vor allem auch durch widersprüchliche Äußerungen Hitlers 
ständig geschürt26• Die Historiker sehen in dem Konflikt teils ein bewußt eingesetz-
tes Mittel der politischen Führung, teils ein Zeichen von Ineffizienz und Schwäche27 . 
Die Rechtsstellung der Partei und ihre praktische rechtliche Behandlung war 
Ausdruck dieses Konfliktes und zugleich einer der Streitpunkte. Die Integrationsten-
denz des Einheitsgesetzes wurde auf seiten der Partei durchaus erkannt. Besonders an 
der Verleihung des Rechtsstatus der Körperschaft des Öffentlichen Rechts wurde 
Kritik geübt. Der Pressechef der deutschen Rechtsfront spielt in einem Aufsatz aus 
dem .I ahre 1934 deutlich auf das Einheitsgesetz an, wenn er sagt: 
" ... der letzte Kanzler dieser Staatsrepräsentanz, der General von 
Schleicher, propagierte das Wort, das seit ihm alle Reaktionäre unbe-
lehrbar nachbeten: Das Wort vom ,Einbau der Partei in den Staat'. 
Dieser Traum vom Einbau der Partei in den Staat, der sich in der 
politischen Haltung so mancher im Amt verbliebener Staatsdiener auch 
in den .I ahren 1933/34 noch kundtat, der insbesondere auf dem Gebiet 
der Rechtspolitik gar nicht ausgeräumt werden wollte und sich in 
manchem köstlichen Schriftstück kundtat, ist mit dem Ergebnis des 
Reichsparteitages von 1934 jäh beendet. "28 
Im gleichen Sinne äußerte sich Reichsminister Frank bei einer Rede gelegentlich des 
Reichsparteitages 1935: 
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"Das Spielen mit den Begriffen ,Verein' und ,Öffentliche Körperschaft' 
bedeutet für die alten Gehirne nur den Versuch, die Nationalsozialisti-
s~he Deutsche Arbeiterpartei in das Gehege der Paragraphenwelt 
emzuspannen. "29 
Überwiegend wurde die Auseinandersetzung jedoch weniger scharf, mehr in den 
herkömmlichen Formen juristischer Diskussion geführt. Es stellte sich heraus, daß 
das. als "ne~es. V. erfassungsgesetz ersten Ranges"30, als" wichtiges Grundgesetz des 
natlonalsozlahstlschen Staates"31 gefeierte Einheitsgesetz mehr Probleme aufgewor-
fen als gelöst hatte: 
Das Einheitsgesetz hatte keine Bestimmungen darüber getroffen, wie das rechtli-
che Verhältnis zwischen der alten privatrechtlich organisierten und der neuen 
öffentlich-rechtlichen NSDAP sein sollte und die Rechtsnachfolge in das Vermö-
gen der NSDAP und des NSDA V nicht geregelt. 
- Eine .K.lärung des Rechtscharakters der Gliederungen und Gruppierungen der 
ParteI, lllsbesondere der als eingetragener Verein organisierten Hitlerjugend war 
nicht erfolgt. ' 
Hitler machte keine Anstalten, von der Ermächtigung des § 1 Abs. 2 S. 2 des 
Einheitsgesetzes zum Erlaß der Parteisatzung Gebrauch zu machen, so daß eine 
Grundordnung der Partei rechtlich nicht existierte. 
Am 29. März 1935 wurde deshalb die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat32 erlassen, die diese drei Fragen klärte: 
Der NSDAV und die Hitlerjugend e.V. waren nach der Verordnung im Vereinsre-
gister zu löschen. Ihr Vermögen ging ohne Liquidation auf die NSDAP als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts über. Grundbücher usw. waren kostenfrei zu 
berichtigen. 
SA, SS, das Nationalsozialistische Kraftfahrer-Korps, die Hitlerjugend, der NS-
Deutsche Dozentenbund, der NS~Deutsche Studentenbund und die NS-Frauen-
schaft wurden rechtlich unselbständige Gliederungen der Partei. Davon unter-
schieden wurden die angeschlossenen Verbände wie der Bund nationalsozialisti-
scher Deutscher Juristen, die NS-Volkswohlfahrt oder die Deutsche Arbeitsfront. 
Sie konnten eigene Rechtspersönlichkeit besitzen und waren überwiegend 
tragene Vereine. 
Bis zum Erlaß der Satzung der NSDAP sollte die Satzung des alten NSDA V 
sinngemäß Anwendung finden. 
~icht l~gislatorisch, so.ndern durch schnelles Herstellen einer einhelligen Meinung 
Im Schnfttum wurde em anderes Problem gelöst: Nach Erlaß des Einheitsgesetzes 
tauchte, wie Andeutungen im Schrifttum zu entnehmen ist, hier und da der 
naheliegende Gedanke auf, der Staat könne die bei Körperschaften des öffentlichen 
Rechts übliche Aufsicht auch über die NSDAP ausüben33. 
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In seiner 1933 datierten, aber wohl erst Anfang 1934 erschienenen Schrift "Staat, 
Bewegung, Volk" spricht Carl Schmitt davon, die Partei sei "eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, und zwar natürlich in anderem und höherem Grade als 
irgendeine der vielen, unter Staatsaufsicht stehenden Körperschaften des öffentlichen 
Rechts"34. Die damit unmittelbar nach Erlaß des Einheitsgesetzes aufgestellte These 
von der Aufsichtsfreiheit der Partei wurde rasch juristisches Gemeingut35• Soweit 
überhaupt eine Begründung für notwendig gehalten wurde, verwiesen die Autoren 
auf die besondere Struktur und die politische Führungsaufgabe der Partei, die ihre 
hoheitlichen Befugnisse nicht vom Staate ableitet36• Ernst Rudolf Huber spricht von 
einer gegenüber der staatlichen Behördenorganisation bestehenden Impermeabi-
lität37. 
Das Einheitsgesetz erwies sich aber nicht nur als juristisch wenig durchdacht und als 
ein Beispiel improvisatorischen Vorgehens38, es befriedigte auch die Statuswünsche 
der Partei nur sehr kurzfristig. Schon sehr bald wurden erneut Bedenken laut, ob die 
Qualifikation als Körperschaft des öffentlichen Rechts der Partei angemessen sei. 
Wieder hieß es, die NSDAP sei längst über ihre äußere Form hinausgewachsen39. 
Hohe Funktionäre beklagten die gesetzgeberische Übung, die NSDAP unter die 
Körperschaften des öffentlichen Rechts einzureihen. Diese Praxis sei "entwürdi-
gend" für die Partei; es sei ein "offenkundiger Fehler, die NSDAP in einem Atemzug 
mit allen möglichen Körperschaften des wirtschaftlichen und kulturellen Lebens und 
seien sie auch noch so bedeutsam", zu nennen.4Q 
Das Schrifttum trug diesen Empfindlichkeiten Rechnung, indem es zum einen immer 
wieder die Besonderheit, Einzigartigkeit und Unvergleichlichkeit der NSDAP als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts betonte41 . Zum anderen wurdc die Partei seit 
Mitte der dreißiger Jahre nicht mehr dem Verwaltungs-, sondern dem Verfassungs-
recht zugerechnet und hob sich auf diese Weise von der großen Masse der 
Körperschaften ab42 • 
Die geschilderten Einzelkorrekturen an der Entscheidung für die Rechtsform der 
Körperschaft des öffentlichen Rechts provozierten die ob diese Rechtsform 
beibehalten werden sollte, wenn doch kaum eines ihrer Begriffsmerkmale erfüllt 
sei43• Damit war ein im Führerstaat nur schwer lösbares Dilemma entstanden: 
"Es hat keinen Sinn in gelehrter Darlegung zu behaupten, die NSDAP 
sei in Wahrheit gar keine Körperschaft und daher auch keine juristische 
Person. Der Wortlaut des Gesetzes, unter dem der Name des Führers 
steht, sagt klar das Gegenteil. ... Die NSDAP als juristische Person in 
das Rechtsleben hineinzustellen mag eine Notlösung sein. Aber es ist 
eine Lösung, die man durch Bestreiten, und sei es noch so tiefsinnig 
begründet, nicht aus der Welt schafft. "44 
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Derselbe Gottfried Neeße, der das Dilemma so deutlich formulierte, hat sich 
allerdings ohne Erfolg - auch am intensivsten bemüht, es wenn auch nicht zu lösen, so 
doch erträglich zu machen, Aufgrund seines Werdeganges in der NSDAP war er 
geradezu prädestiniert, in diesem wegen der in der Partei bestehenden Vorbehalte 
gegen juristische Formen vor allem auch sozialpsychologisch schwierigen Bereich45 
vermittelnd zu wirken: 1911 geboren, gehörte er seit 1928 der Bewegung an und war 
seit Juni 1929 Mitglied der Partei, In einer Verlags anmerkung zu seinem Kommentar 
des Einheitsgesetzes wird darauf hingewiesen, daß er im Sommer 1931 "die große 
studentische Aktion gegen den jüdischen Professor Nawiasky in München durch 
( -führte), der in einer Vorlesung den von Deutschland abgeschlossenen Vertrag von 
Brest-Litowsk in landesverräterischer Weise mit dem Diktate von Versailles vergli-
chen hatte"46, Er war Mitglied der SA, später in der Reichsleitung der HJ tätig47, 1933 
veröffentlichte er das "Brevier eines Nationalisten", 1934 einen Kommentar 
zum Einheitsgesetz48 und 1935 zum sog, Heimtückegesetz. Seit 1935 befaßte er sich 
in Aufsätzen und Monographien intensiv mit der Rechtsstellung der NSDAP und 
dem Verhältnis Partei/Staat49, Franz Leopold Neumann bezeichnete ihn neben 
Reinhard Höhn als "avanciertesten nationalsozialistischen Juristen"5o, 
Neeße versuchte die Bedeutung der rechtlichen Einordnung zu realisieren: 
"Die Meinung, allein die Benennung der NSDAP als öffentlich-
rechtliche Körperschaft könne sie in Gefahr bringen, mit den anderen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften, die unter der Aufsicht des Rei-
ches stehen, auf eine Stufe gestellt und so nach und nach ihrer 
Eigenständigkeit neben dem Staate beraubt zu werden, überschätzt 
maßlos die Macht bloßer Begriffe und \-ll1terschätzt ebenso die Festig-
keit und Wucht der nationalsozialistischen Partei, die durch bloße 
Begriffe nicht zu erschüttern ist," 51 
§ 1 Abs, 2 des Einheitsgesetzes habe die Partei lediglich aus dem privaten Rechtsbe-
reich in den Bereich hoheitlicher Rechtsmacht herausheben sollen52 , Die Partei habe 
die Vorteile einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, ohne eine Minderung ihres 
anderweitigen Einflusses zu erleiden, der rechtlich nicht zu erfassen und zu umgren-
zen sei53. 
Während Neeße also dafür plädierte, sich mit der Regelung des Einheitsgesetzes zu 
arrangieren, wurde im Schrifttum ein anderer Vorschlag propagiert: In § 1 der 
"Ersten Ausführungsbestimmung über die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat"54, die der Reichsschatzmei-
ster der NSDAP am 29. April 1935 erließ, taucht erstmals die Bezeichnung 
"Gesamtgemeinschaft" für die NSDAP auf. Insbesondere Reinhard Höhn, daneben 
aber auch hohe Funktionäre der NSDAP setzten sich dafür den Begriff der 
"Körperschaft" bereits de lege lata durch den Begriff der Gemeinschaft zu ersetzen55, 
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Die Bezeichnung Körperschaft verschleiere die hervorragende Stellung der Partei und 
zwinge dazu, sofort in Verteidigungsstellung zu gehen und darzulegen, daß deren 
allgemeine Merkmale auf die NSDAP eben nicht zuträfen, Eine Körperschaft, die 
juristisch eine unsichtbare Persönlichkeit könne nicht geführt, für sie könne nur 
gehandelt werden; der Führer wäre nur Organ und nicht Führer der Bewegung, 
weshalb der Körperschaftsbegriff mit dem Wesen der NSDAP nicht vereinbar sei56, 
Die These vom Gemeinschaftscharakter der NSDAP wurde offensiv vertreten, So 
konterte etwa der für das Rechtsamt Hauptamtsleiter in der Reichsleitung 
der NSDAP Anton Lingg in seiner von Höhne betreuten Heidelberger Dissertation 
über die Verwaltung der NSDAP den Hinweis Neeßes auf die Unterschrift des 
Führers mit dem Argument, der politische Wille des Führers über die rechtliche 
Stellung der Partei sei nicht nur dem genannten Gesetz, sondern auch seinen 
sonstigen Kundgebungen und Äußerungen zu entnehmen. Wenn er Begriffe wie den 
der Körperschaft verwende, liege es nicht in seiner Absicht, das individualistische 
Rechtssystem und seine Begriffswelt zu sanktionieren57, 
Die Äußerungen Höhns und der anderen Vertreter des Gemeinschaftsbegriffs 
verfehlten ihre Wirkung nicht, Noch in einer 1936 erschienenen Schrift begrüßte etwa 
Gottfried Neeße die Begriffsbildung, warnte aber davor, die "Gesamtgemeinschaft" 
einfach an die Stelle der "Körperschaft" zu setzen, ohne den rein formalen Inhalt des 
Begriffs anzutasten, der nie" wesens- oder wert mäßigen Charakter verliehen bekom-
men" habe58. 
1938 spricht er davon, die NSDAP sei Gemeinschaft, und zwar auch im Rechtsleben, 
Daß sie auch Körperschaft des öffentlichen Rechts sei, hält er für unwesentlich und 
ungefährlich. Der "alte aus individualistischer Anschauung erwachsene Begriff (sei) 
keine Zwangsjacke, sondern ein Überbleibsel, das mit der Zeit von selbst wegfallen 
werde"59, Damit näherte er sich deutlich Höhns Auffassung an, die er noch 1935 
ausdrücklich mit der Begründung zurückgewiesen hatte, hier würden Form und 
Inhalt verwechselt60, 
Schon 1942 hat Franz Leopold Neumann angedeutet, daß der Streit um den 
Körperschaftscharakter der NSDAP letztlich Ausdruck des Machtkampfes zwischen 
Partei und Staat war61 , Die juristische Frage mußte solange unbeantwortet bleiben, 
wie die machtpolitische Auseinandersetzung nicht entschieden war, Die von den 
verschiedenen Autoren angebotenen Formeln zur Beschreibung des Verhältnisses 
Staat/Partei nebeneinandergestellt ganz deutlich die Hilflosigkeit, die beste-
henden Divergenzen zu überbrücken: Da hieß es, Partei und Staat seien "im Ziel eins, 
in der Arbeit aber eine Zweiheit"62, sie seien "zwar eins, aber nicht dasselbe"63, sie 
"stehen einander gegenüber, aber sie können nicht gegeneinanderstehen"64, "die 
NSDAP ist der Staat"65, aber auch "nicht Staat und Partei sind eins, sondern Partei 
und Staat"66. Auch Carl Schmitts Formulierung "unterschieden, aber nicht getrennt, 
verbunden, aber nicht verschmolzen"67 kam zwar dem Sinn der Zeit für "bildkräftige 
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Schlagworte"68 entgegen, konnte die theoretischen und praktischen Gegensätze aber 
nicht auflösen. 
Die intensive Kritik an der Anwendung des Körperschaftsbegriffs auf die Partei hatte 
dementsprechend erst Erfolg, als sich die Machtverhältnisse im Verlauf des Krieges 
zugunsten der Partei verschoben hatten. Im Reichsgesetzblatt vom 30. Dezember 
1942. wurde ein Erlaß des Führers über die Rechtsstellung der Nationalistischen 
Deutschen Arbeiterpartei vom 12. Dezember publiziert69. Die in unserem Zusam-
menhang wichtigen Regelungen lauten; 
III 
Am allgemeinen Rechtsverkehr nimmt die Partei nach Maßgabe der für 
den Staat geltenden Rechtsvorschriften teil, soweit für sie n'icht eine 
Sonderregelung besteht oder getroffen wird. 
IV 
Die Bestimmungen in § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Sicherung der Einheit 
von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 1016) 
hebe ich auf." 
Die NSDAP sollte also nicht länger Körperschaft des öffentlichen Rechts sein. 
Welcher Rechtscharakter ihr statt dessen zukommen sollte, wurde nicht bestimmt, 
insbesondere wurde auf die Qualifikation als Gesamtgemeinschaft verzichtet. Die 
Partei wurde durch die Gleichstellung mit dem Staat im allgemeinen Rechtsverkehr 
lediglich juristisch handlungsfähig erhalten. 
Eine klare Regelung des Verhältnisses von Partei und Staat war damit nicht getroffen; 
die Gleichstellung wurde ausdrücklich auf die Teilnahme am allgemeinen Rechtsver-
kehr beschränkt70• Die NSDAP hatte aber immerhin erreicht, daß der neun Jahre 
zuvor mit dem Einheitsgesetz unternommene Versuch, sie in den Staat einzubinden, 
auch formell rückgängig gemacht wurde. 
UI. Die NSDAP in der Rechtspraxis des Dritten Reiches 
1. Vorbemerkung 
Nach dieser Betrachtung der Diskussion über die Rechtsform der NSDAP in der Zeit 
von 1933 bis 1942 soll jetzt anhand ausgewählter Fragestellungen ein Überbliek über 
ihre praktische Behandlung im Recht des Dritten Reiches gegeben werden. Drei 
Vorbemerkungen erscheinen angebracht: 
- Erstens ist die Rechtsstellung der Partei im Dritten Reich ganz wesentlich auch 
durch ihre Mitwirkung bei der Erfüllung herkömmlicherweise staatlicher Aufga-
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ben und durch deren selbständige Wahrnehmung geprägt. Rechtlich ausgeformt 
war etwa die Mitwirkung bei der Gesetzgebung und der Ernennung von Beamten 
und die Verbindung zwischen SS und Polizei71 • Dieses Thema wird hier allenfalls 
am Rande gestreift. 
Zweitens beruht die folgende Darstellung allein auf der gewiß nicht vollständigen 
Auswertung gedruckter Quellen, wie sie Juristen üblicherweise benutzen: Gesetz-
blätter, Fachzeitschriften, Entscheidungssammlungen. Solches Material liegt zu 
unserem Thema für die Zeit nach Kriegsbeginn nur noch spärlich vor, so daß die 
Darstellung sich im Schwerpunkt auf die Jahre 1933 bis 1939 bezieht. 
Die Beschränkung auf gedruckte Quellen bedingt drittens, daß die daraus gewon-
nenenAussagen nicht unbedingt die Praxis der Rechtsanwendung im Dritten Reich 
widerspiegeln; auch heute kann von einer höchstrichterlichen Entscheidung nicht 
bedenkenlos auf die Praxis der Instanzgerichte geschlossen werden. Um so mehr ist 
Vorsicht geboten, wenn eine Entscheidung im Dritten Reich einhelliger Literatur-
kritik ausgesetzt war und diese noch maßgeblich aus Parteikreisen formuliert 
wurde. Zwar hat sich bei der Durchsicht des Materials das Urteil Erich Fraenkels 
bestätigt, daß die Zensur bei der Publikation von Urteilen recht großzügig gewesen 
sein muß, soweit sie nicht von den Volks gerichten oder der politischen Justiz 
stammten72• Der von ihm gemachte Vorbehalt muß aber auch für das folgende 
gelten: Die Aussagen sind nur "so realitätsnah, wie dies in einem Regime möglich 
ist, zu dessen kennzeichnendem Merkmal es gehört, seinen wahren Charakter zu 
verschleiern "73. 
Der folgende Überblick konzentriert sich auf vier Bereiche: den strafrechtlichen 
Schutz der Partei, Privilegierungen der Partei, die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
von Parteifunktionären und die Anwendung der Amtshaftungsgrundsätze auf die 
Partei. Bei den Themen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit von Parteifunktionä-
ren und des Amtshaftungsrechts wird uns die Diskussion um den Rechtscharakter der 
Partei in wesentlichen Punkten wiederbegegnen. Für den strafrechtlichen Schutz und 
die Privilegierungen der Partei, denen praktisch ungleich größere Bedeutung beizu-
messen ist, spielte die theoretische Diskussion keine große Rolle. 
2. Der strafrechtliche Schutz der Partei 
Unmittelbar nach der Übernahme der Regierungsrnacht begannen die Nationalsozia-
listen damit, um die Partei einen schützenden Ring strafrechtlicher Vorschriften zu 
Nach einigen Umbauten in den nächsten beidenjahren ließ er folgende großen 
Linien erkennen: 
Die politische Monopolstellung der NSDAP wurde durch das Gesetz gegen die 
Neubildung von Parteien 74 abgesichert. Das Unternehmen, eine politische Partei 
228 
Janbernd Oebbecke 
neuzugründen oder den organisatorischen Zusammenhalt einer anderen Partei 
aufrechtzuerhalten, wurde mit Zuchthaus bedroht. 
Sc~utz gegen unliebsame Meinungsäußerungen stellte das sog. Heimtückegesetz75 
gleichermaßen für das Reich, die Reichsregierung und die NSDAP wie für die 
" leiten den Persönlichkeiten" des Staates und der NSDAP sicher. Dem Schutz des 
Ansehens der Partei diente auch eine besondere Strafandrohung für die Begehung 
von Straftaten in Uniformen der NSDAP. 
- Die äußeren Zeichen der Partei Hakenkreuzflagge, Name und Bild des Führers, 
das Horst-Wessel-Lied usw. wurden durch das Gesetz zum Schutz der natio-
nalen Symbole76 strafrechtlich gegen Mißbrauch ebenso geschützt wie. Reichs-
flagge, Name und Bild großer Männer der deutschen Geschichte (Friedrich der 
Große, Bismarck, Hindenburg) und das Deutschlandlied. 
- Dem Schutz der Partei diente auch das Gesetz über die Vernehmung der 
Angehörigen der NSDAP und ihrer Gliederungen77, das die Einvernahme von 
Funktionären durch Polizei und Justiz von einer Genehmigung der zuständigen 
Polizeistelle abhängig machte. 
Unter dem von Parteiseite gern gewählten Blickwinkel des Vergleichs mit dem Staat 
,,:ies der strafrechtliche Schutz der Partei allerdings immer noch einige, wenn auch 
mcht besonders große Lücken auf. So war die Anwendbarkeit Tatbestände 
des Strafgesetzbuches auf die Partei mindestens zeitweise umstritten: 
I?,as. e:wa für die Amtsanmaßung78. Während einige Gerichtsentscheidungen sich 
fur die mmdestens analoge Anwendung aussprachen, schwankte die Kommentarlite-
ratur noch in den letzten Kriegsjahr~n zwischen ausdrücklicher Ablehnung u~d 
ebenso ausdrücklicher Bejahung der Anwendung79. 
Heftige Kritik80 löste eine Entscheidung des Reichsgerichts zu § 133 StGB81 aus. Es 
lehnte die Bestrafung wegen Verwahrungs bruchs in einem Falle ab, in dem ein 
Ortsgruppenkassenleiter ihm zum Umtausch gegen Mitgliedsbücher übergebene 
Mitgliedskarten vernichtet hatte, um die Unterschlagung von Beitragsgeldern zu 
verdecken. Die NSDAP sei zwar Körperschaft des öffentlichen Rechts, aber keine 
Behö~de, so daß nicht angenommen werden könne, daß sich bei ihr Gegenstände in 
"amtlIcher Verwahrung" befändenB2• Ein Mitarbeiter des Reichsrechtsamtes der 
NSDAP nahm diese Ausführungen in einer kritischen Anmerkung zum Anlaß für 
erneute Angriffe auf § 1 Abs. 2 des Einheitsgesetzes. Das Reichsgericht habe aus der 
Qualifikation der Partei als Körperschaft des öffentlichen Rechts gefolgert, die 
Rechtsst~ll.ung der Partei sei eine mindere als die des Staates. Das Einheitsgesetz habe 
der Partei Jed~c~ lediglich die Teilnahme am Rechtsverkehr in einer Form ermögli-
chen ~ollen, dIe. Ihr adäquater sei als die des eingetragenen Vereins. Unmöglich sei es, 
aus dIeser Bezeichnung Folgerungen zu ziehen, die im Widerspruch zu den tatsächli-
chen praktisch -politischen Verhältnissen stünden83. 
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Schon recht früh sah das Reichsgericht auch Urkunden der Partei als öffentliche 
Urkunden an84 . Nach dem Erlaß des § 2 StGB 193585, der ausdrücklich die Analogie 
zuungunsten des Angeklagten zuließ, konnten die Gerichte sich auf die entspre-
chende Anwendung eines Tatbestandes zurückziehen und so der Entscheidung der 
heiklen Frage ausweichen, wie die Partei zu behandeln sei. So wandte das Reichsge-
richt 1937 den § 164 StGB86 analog auf Anschuldigungen bei den Gauleitungen der 
Partei anB7 • 
3. Rechtliche Vergünstigungen für dieNSDAP 
Ebenso wie der strafrechtliche Schutz orientierte sich die Inanspruchnahme von 
Vergünstigungen durch die Partei am Vorbild des Staates. Die folgenden Beispiele 
können nur andeuten, wie zahlreich die Privilegien waren: 
In einem von Autoren, die der Partei nahestanden, immer wieder gern zitierten Urteil 
wandte das Oberlandesgericht Karlsruhe § 570 BGB88 auf einen SS-Arzt an. Die 
erleichterte Kündigungsmöglichkeit bei Versetzung müsse auch der NSDAP zugute 
kommen; die in der Partei und ihren Gliederungen hauptamtlich angestellten 
Persönlichkeiten seien in ihren Aufgaben in weitestgehendem Maße der Tätigkeit 
eines Beamten angeglichen. Bei der "Bedeutung, die der Partei im Staats- und 
Volksganzen zukommt, wäre es für sie eine unerträgliche Hemmung, wenn den 
höheren Zwecken die Bindung durch Mietverträge entgegenstünde"B9. 
Parteijuristen vertraten die Auffassung, daß in gleicher Weise eine entsprechende 
Anwendung der ZPO-Vorschriften über die Pfändung von Beamtengehältern90 
geboten sei. 1939 wurde dazu allerdings noch festgestellt, daß sich "bedauerlicher-
weise die Mehrzahl der Vollstreckungsgerichte diese Erkenntnis noch nicht zu eigen 
gemacht" habe91 • . 
Ebenfalls auf eine Gerichtsentscheidung geht die Befreiung der Partei von Gerichts-
gebühren zurück. In einem Beschluß vom 20. Februar 1934 führte das Landgericht 
Hannover aus, die Gebührenbefreiung in entsprechender Anwendung des § 90 
GKG92 ergebe sich zwar nicht bereits aus der Eigenschaft der Partei als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts, die NSDAP stehe dem Staat aber ihrem Wesen nach so nahe, 
daß die Gebührenbefreiung geboten sei93 • Fünf Monate später, im Juli 1934 stellte der 
Reichsjustizminister die NSDAP im Gerichtskostenrecht dem Reich gleich94, eine 
Regelung, die 1936 ins Gerichtskostengesetz übernommen wurde95 . 
Während die Impulse für die Anwendung von Privilegierungsvorschriften bei § 570 
BGB und 90 GKG von den Gerichten ausgingen, scheint die im Jahre 1935 erfolgte 
gesetzllche Befreiung der Partei von der Grundsteuer96 auf eine Initiative des 
Reichsschatzmeisters zurückzugehen. Jedenfalls erklärte dieser dazu in einem 1936 
erschienenen Aufsatz: 
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"Wenn ich auch das Gesetz betr. die Befreiung des Grundbesitzes der 
NSDAP von der Grundsteuer und der Gebäudeentschuldungssteuer 
veranlaßt habe, so muß und will die NSDAP als große Vermögensträge-
rin ihre Steuerpflicht erfüllen. "97 
In der .Tat schei?t es im übrigen steuerliche Entlastungen für die NSDAP im 
w~senth~hen ~ur 1m Ra~men ohnehin bestehender Vorschriften gegeben zu haben98. 
DIe relatIve Starke der Fmanzverwaltung gegenüber der Partei99 mag man auch daran 
erkennen, .daß für die Juristen im Stabe des Reichsschatzmeisters noch 1941 Anlaß 
bestand, dIe Frage der Gemeinnützigkeit der Partei im Steuerrecht zu erörtern 100. 
~aum.überschaubar sind die Vergünstigungen, die der Partei im Verwaltungsrecht 
emgeraumt wurden. Nur einige Beispiele seien genannt: 
Wie das Reic.h und die Länder bedurfte die Partei keiner baupolizeilichen Genehmi-
gung, wenn Ihre Bauten von einem Beamten des höheren bautechnischen Dienstes 
beaufsichtigt wurden 101. 
Nach der Straßenverkehrsordnung durften geschlossene Verbände der NSDAP d ~hrer Unterglie~erungen wie die der Wehrmacht und der Polizei nur durch F ahrze~~e 
1m FeuerwehrdIenst unterbrochen oder sonst in der Bewegung gehindert werden. 
~er ~bersten SA-Führun? wurde für ihre Dienstwagen der Gebrauch mehrtöniger 
~lgnalmstrumente durch emen Erlaß des Reichsverkehrsministers genehmigt102. 
Ebenf~lls .. durch Runderlaß wurden die Polizeibehörden praktisch verpflichtet, 
FunktIOnaren der NSDAP und Mitgliedern von SA und SS auf einen von den 
zuständigen ParteisteIlen unterstützten Antrag einen Waffenschein auszustellen103 
Bei öffen~lichen. Sammlungen der NSDAP ersetzte die Genehmigung des Reichs~ 
schatzmeIsters die sonst notwendige behördliche Genehmigung104. 
Aufs G~nz.e betrachtet s!nd die Vergünstigungen für die NSDAP wohl weniger das 
Ergebms emer systematIschen Politik als die Summe zahlreicher ad-hoc-Entschei-
dungen. 
4. Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
von Funktionären der NSDAP 
F~r die strafrechtliche Verantwortlichkeit von Funktionären der Partei wie auch für 
die noch ~u behandelnde Frage der Amtshaftung sind Bestrebungen von Bedeutung, 
den B~griff des Beamten ausschließlich für die Beamten im staatsrechtlichen Sinne zu 
reservieren und an die Stelle der ungleich weiter gefaßten Beamtenbegriffe des 
Strafre~~ts und des Amtshaftungsgesetzes den Begriff des Amtsträgers zu setzen105, 
Amtstrager sollten neben den Funktionsträgern des Staates also nicht nur den 
Beamten - auch die der Partei, nach anderer Auffassung auch die der ständischen 
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Organisationen sein. Bei Verwirklichung dieser Konzeption entstanden zwei 
Abgrenzungsprobleme: Der Kreis der Amtsträger der Partei mußte festgelegt 
werden. Weder der Führer selbst noch das einfache Parteimitglied konnten dazuge-
rechnet werden. Gegenständlich mußten schon zur Vermeidung gerichtlicher Nach-
prüfung sog. politische Maßnahmen ausgeschieden werden. Während über die 
Einführung des Amtsträgerbegriffs schnell Einigkeit erzielt wurde, blieben die 
Abgrenzungsprobleme von einer einvernehmlichen Lösung weit entfernt106• 
Diese theoretische Diskussion deutete sich allerdings erst an107, als das Urteil des 
zweiten Senats des Reichsgerichts vom 17, Juni 1935 erging. Ein Sturmführer der SA 
hatte als Vertreter des Sturmbannführers 156 Reichsmark Spendengelder an sich 
genommen und für sich verbraucht. Das Reichsgericht verurteilte ihn wegen 
Unterschlagung, lehnte eine Verurteilung wegen Amtsunterschlagung aber ab loß• 
Der zweite Senat setzte sich damit in Widerspruch zum dritten, der in einem obiter 
dictum einen Bannführer der Hitlerjugend als Beamten angesehen hatte109, und zum 
vierten Senat, der sich dieser Auffassung in einem unveröffentlichten Urteil ebenfalls 
für einen Funktionär der Hitlerjugend angeschlossen hatte110, 
Ausführlich setzte sich das Urteil mit der Auffassung des Landgerichts auseinander. 
Dieses hatte die Beamteneigenschaft des Sturmführers damit begründet, seit dem 
Einheitsgesetz sei die Partei die Trägerin des deutschen Staatsgedankens und ihre aus 
der Staatsgewalt abgeleitete Tätigkeit diene der Verwirklichung staatlicher Zwecke. 
Das Landgericht, so führte das Reichsgericht aus, verkenne das Wesen der Partei. Mit 
zahlreichen Zitaten von Hitler und Frick, aber auch von Staatsrechtslehrern belegte 
es, daß die Partei ihre Tätigkeit nicht aus der Staatsgewalt ableite; vielmehr schaffe sie 
sich ihren Staat111. Diese Ausführungen fanden den ungeteilten Beifall des Schrift-
tums. 
Kritisiert wurde jedoch, daß das Reichsgericht im Ergebnis die Anwendung des § 359 
StGB1 12 ablehnte113• Daß die Partei Körperschaft des öffentlichen Rechts sei - so das 
Reichsgericht -, gestatte keinen Schluß auf die Beamteneigenschaft ihrer Funktions-
träger; als Beispiel erwähnte der Senat in diesem Zusammenhang die Krankenkassen, 
was im Schrifttum als besonders deplaciert empfunden wurde114. Im übrigen sei die 
Partei ja auch keine gewöhnliche öffentlich-rechtliche Körperschaft. Die Tätigkeiten 
der Bewegung, in so hervorragendem Maße eine jede im neuen Staat der Verwirkli-
chung staatlicher Zwecke diene, seien nicht aus der Staatsgewalt herzuleiten 115, 
Die Kritik an diesen Argumenten berief sich darauf, der Gesetzeszweck des § 359 
StGB, Personen mit besonderer Verantwortung bei Vergehen härter zu bestrafen als 
andere, treffe gerade auch für die Amtsträger der Partei116 zu. 
Hinter der Kritik an dem Urteil des Reichsgerichts und dem Verlangen, die 
Parteifunktionäre den Amtsdelikten zu unterstellen, standen verschiedene Beweg-
gründe. In seiner Reichstagsrede nach dem sog. Röhmputsch hatte Hitler erklärt: 
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"Wer selbst eine höhere Stellung wünscht, muß dieser Forderung durch 
eine erhöhte Leistung entsprechen. Das Primitivste, was von ihm 
gefordert werden kann, ist, daß er in seinem Leben der Mitwelt 
gegenüber kein schmähliches Beispiel gibt. Ich wünsche daher auch 
nicht, daß Nationalsozialisten wegen solcher Delikte milder bestraft 
werden als sonstige Volksgenossen, sondern ich erwarte, daß ein 
Führer, der sich so vergißt, strenger bestraft wird als im gleichen Fall ein 
unbekannter Mann. "117 
Neben solche Überlegungen traten ganz praktische Gründe: 
"Vom Standpunkt des Reichsschatzmeisters, der dem Führer für die 
Sauberkeit der Verwaltung der Partei verantwortlich ist, muß gefordert 
werden, daß die Amtsträger der Partei bei allen Vermögensdelikten 
zum Schaden der Bewegung den Beamten des Staates grundsätzlich 
gleichgestellt, somit nach den Bestimmungen des Reichsstrafgesetzbu-
ches über Verbrechen und Vergehen im Amt bestraftwerden."118 
Auch Statuserwägungen spielten wieder eine Rolle: 
"Wenn man die staatlichen Beamten unter schärfere Strafdrohungen 
stellt als die Amtsträger der Partei, so spricht man zugleich der 
staatlichen Behördenorganisation eine höhere öffentliche Funktion als 
der Partei zu." 119 
In diesem letzten Satz klingt ein Gesinnungsmoment an, das in der Kritik Otto 
Koellreutters fast drohend betont wird: 
"In einem völkischen Staate führt man keine Disputationen über 
Begriffe, sondern man erfüllt sie mit neuem Inhalt. Darin besteht die 
Aufgabe der Rechtsprechung in einem Staate, mit dessen Führung sie 
sich absolut verbunden fühlt. "120 
Im Schrifttum hat Mezger in dem von Frank herausgegebenen Nationalsozialisti-
schen Handbuch für Recht und Gesetzgebung, das etwa gleichzeitig mit dem Urteil 
erschien, eine andere Auffassung vertreten. Er lehnt die Anwendung des § 359 StGB 
auf Amtsträger der NSDAP ab, weil damit das Wesen und die Bedeutung der 
NSDAP verkannt und versucht werde, sie mit veralteten Denkformen in gesetzliche 
Kategorien zu zwingen, die ihre freie Entfaltung als eine den Staat tragende 
Bewegung hemme. Die Anwendung des § 359 StGB müsse zu einer "unleidlichen 
justizförmigen Überwachung der Politik seitens der Gerichte führen." 121 Trotz der 
~och wohl recht großen Verbreitung des Frank'schen Handbuchs spielen die 
Außerungen Mezgers im späten Schrifttum keine Rolle. 
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Ähnlich wie Mezger argumentierte Neeße in der, soweit ersichtlich, einzigen 
zustimmenden Anmerkung zu dem Urteil. Im geltenden auf die Ausübung von 
Staatsgewalt abstellenden Recht müßten Partei und Staat deutlich unterschieden 
werden, weil die Partei ihre Hoheitsgewalt nicht vom Staat ableite122• Einige Monate 
später sah sich Neeße aber offenbar genötigt, an gleicher Stelle noch einmal das Wort 
zu ergreifen. Gegen die inzwischen vorgebrachte Kritik blieb er bei seiner Auffas-
sung, die klare Trennung von Partei und Staat sei zu begrüßen. Er räumte allerdings 
die Notwendigkeit gleicher Bestrafung von "Amtsträgern" der Partei und des Staates 
ein; diese müsse jedoch bei der Kritik des Urteils außer Betracht bleiben; ihr könne 
innerhalb der bestehenden Strafrahmen auch außerhalb der Amtsdelikte Rechnung 
getragen werden 123. 
Welche Wirkung die Reaktion des Schrifttums auf die Rechtsprechung gehabt hat, 
läßt sich schwer ausmachen. Am 5. August 1935 - also noch bevor die Kritik an dem 
Urteil vom 17. Juni laut werden konnte - schloß sich der sechste Strafsenat der 
Auffassung des zweiten an124. Noch im Jahre 1943 brachte der Kommentar von 
Schwarz den Satz: "ein SA-Führer ist nicht schon als solcher ohne weiteres Beamter" 
unter Hinweis auf die Entscheidung dcs zweiten Strafsenats, ohne die Kritik an 
diesem Urteil auch nur zu erwähnen125• Praktisch dürfte das Problem auch hier 
wieder in vielen Fällen so gelöst worden sein, wie dies der fünfte Senat Ende 1937 im 
Falle eines Funktionärs der NS-Volkswohlfahrt tat, der sich für die Zuteilung von 
Gaben Liebesdienste erweisen ließ: Ohne nähere Auseinandersetzung mit der 
früheren Rechtsprechung wurden die Bestechlichkeitsvorschriften entsprechend 
angewandt126• 
5. Die NSDAP im Amtshaftungsrecht 
Anders als die strafrechtliche Verantwortlichkeit der Parteifunktionäre nach den 
Beamtendelikten war die Anwendung des Staatshaftungsrechts auf die Partei, lange 
bevor dazu eine höchstrichterliche Entscheidung ergangen war, in Rechtsprechung 
und Schrifttum auf breiter Front umstritten127• In dieser Situation hatte der 3. 
Zivilsenat des Reichsgerichts am 17. Februar 1939 über die eingangs erwähnte Klage 
der Witwe Martha Feiler gegen Dr. Anton Koch und zugleich über die Anwendung 
der Amtshaftungsregeln auf die Streithelferin der Klägerin zu entscheiden. Der Senat 
schloß sich der Auffassung des Berufungsgerichts an, bejahte die Haftung der Partei 
nach § 839 BGB und Art. 131 WRV und wies die Klage ab128. 
Grundlage dieser Entscheidung war die Annahme, daß Art. 131 WRV fortgelte. 
Abs. 1. S. 1 dieser Vorschrift lautete: 
"Verletzt ein Beamter in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen 
Gewalt die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, so 
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trifft die Verantwortlichkeit grundsätzlich den Staat oder die Körper-
schaft, in deren Dienst der Beamte steht." 
Das Reichsgericht konnte dazu feststellen, daß diese Vorschrift fortgelte, sei 
allgemein anerkannt, "obgleich die Weimarer Verfassung als solche durch den 
Umbruch imJ ahre 1933 ihre Gültigkeit verloren hat." Der Leiter des Rechtsamtes des 
Reichsschatzmeisters stellte diesen Konsens allerdings nach der Entscheidung in 
Frage, als er in einer Anmerkung zu dem Urteil schrieb, die Weimarer Reichsverfas-
sung habe für das nationalsozialistische Volksrecht weder formell noch materiell 
Bedeutung129• An anderer Stelle meinte er: 
"Es kann einem rechtskundigen Nationalsozialisten nicht eingehen, 
daß die NSDAP eine Körperschaft des öffentlichen Rechts im .Sinne 
einer Bestimmung der Weimarer Verfassung sein soll. Es ist für die 
NSDAP untragbar, daß sie auf irgendeinem Gebiete oder in irgendeiner 
Beziehung ihre besondere rechtliche Stellung in der gesamtvölkischen 
Rechtsordnung von der Weimarer Verfassung ableitet, hat doch der 
ganze Rechtskampf der Bewegung zu einem wesentlichen Teil der 
Beseitigung dieser Weimarer Verfassung gegolten. "130 
An die Spitze der eigentlichen Begründung seines Urteils stellte das Reichsgericht 
einige Überlegungen Zum Gesetzeszweck der Staatshaftungsvorschriften; die 
Gerechtigkeit gebiete den Ausgleich schuldhaft bei der Ausübung öffentlicher 
Gewalt angerichteter Schäden durch den Verband, in dessen Dienst die öffentliche 
Gewalt ausgeübt worden sei. Damit erhalte der Geschädigte zugleich einen leistungs-
fähigen Schuldner und der Schädiger werde von der unmittelbaren Haftung befreit. 
In ihren Grundgedanken entspreche diese Regelung - so wurde auch im Schrifttum 
mehrfach betont - auch nationalsozialistischem Gedankengut131. 
Von seiten der Partei wurde gegen diese Überlegungen eingewandt, für die Geschä-
digten sei die Haftung der NSDAP ohne praktische Bedeutung, weil die Partei 
"überall dort, wo dies vom gesunden Volksempfinden oder von den besonderen 
Umständen des einzelnen Falles gefordert" werde, den Schädiger instand setze, seiner 
Ersatzpflicht zu genügen. Dazu wurde auf die bestehende Haftpflichtversicherung 
mit weitgehendem Versicherungs schutz für die Amtsträger und Mitglieder der Partei 
hingewiesen 132. 
Nach einigen Bemerkungen zur rechtlichen Entwicklung der NSDAP zitierte das 
Reichsgericht dann § 1 Abs. 2 des Einheitsgesetzes. Von entscheidende~ Bedeutung 
sei hier allein die Bestimmung, die Partei sei Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
Damit habe sie vom Führer eine Rechtsform erhalten, durch die sie mit den gleichen 
Rechten und Pflichten wie andere Körperschaften in den allgemeinen Rechtsverkehr 
hineingestellt worden sei. Natürlich besitze die Partei unter den Körperschaften eine 
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Sonderstellung. Das zwinge aber entgegen dem Vorbringen der Revision nicht dazu 
anzunehmen, § 1 Abs. 2 des Einheitsgesetzes habe der Partei lediglich die Teilnahme 
am Rechtsverkehr in der Weise ermöglichen sollen, daß nur solche Gesetzes bestim -
mungen auf sie anwendbar seien, deren Tatbestand zu setzen oder nicht zu setzen in 
ihrem freien Willen liege. Ebenso lehnte der Senat das Argument ab, die Unterstel-
lung der Partei unter das Staatshaftungsrecht führe zu einer unerträglichen Einmi-
schung der staatlichen Gerichte in die inneren Angelegenheiten der Partei133 • 
Beide Argumente hätten konsequent fortgedacht dazu geführt, daß die Partei nur 
noch sehr eingeschränkt der Rechtsprechung unterworfen gewesen wäre. Das 
Reichsgericht berief sich in diesem Zusammenhang auf das Reichsarbeitsgericht, das 
in einer Entscheidung festgestellt hatte, die Anwendung staatlichen Rechts auf die 
Partei werde nicht dadurch ausgeschlossen, daß die NSDAP als solche über dem Staat 
stehe134• Die Verwendung des Einmischungsarguments gegen die Amtshaftung war 
im übrigen auch deshalb wenig überzeugend, weil diesem Gesichtspunkt bei der 
Anwendung der Beamtentatbestände auf Parteifunktionäre keine Bedeutung beige-
messen wurde135• 
üb die auch schon in anderen Verfahren vorgetragenen Besorgnisse der NSDAP 
wegen der wirtschaftlichen Folgen der Staatshaftung136 begründet waren, ließ das 
Reichsgericht dahingestellt. Es könne nicht Aufgabe der Gerichte sein, die Folgen der 
Amtshaftung erträglich zu gestalten. Wenn sie wirklich so verhängnisvoll würden, so 
bleibe an maßgeblicher Stelle zu erwägen, ob eine andere gesetzliche Regelung zu 
treffen sei, etwa indem das Reich die Haftung übernehme137• 
Dazu merkte der bereits mehrfach erwähnte Hauptamtsleiter Lingg an, eine solche 
rechtspolitische Überlegung habe völlig auszuscheiden. Die NSDAP nehme die 
Wiedergutmachung von Schäden, die durch ihre Angehörigen verursacht seien, selbst 
in die Hand138• So empfindlich war die Partei allerdings nicht immer gewesen. Das 
Ende 1934 erlassene Gesetz zum Ausgleich bürgerlich-rechtlicher Ansprüche139 
beschränkte nicht nur für Ansprüche "aus einer Handlung, die mit der nationalsozia-
listischen Erhebung und Staatserneuerung zusammenhängt", den Rechtsweg und 
ersparte damit der Partei die Peinlichkeit gerichtlicher Erörterung von Übergriffen in 
der "Kampfzeit" , sondern es sah zugleich einen billigen Ausgleich solcher Schäden 
durch das Reich vor. 
Im Einklang mit der einhelligen Meinung im Schrifttum nahm das Reichsgericht 
"Maßnahmen der politischen Führung" von der Haftung aus. Was darunter zu 
verstehen war, wurde nicht näher erläutert. Es findet sich lediglich der Hinweis, für 
eine Nachprüfung solcher Akte fehle der Rechtsweg14o• 
Das Urteil des Reichsgerichts hat, obwohl anfangs stark kritisiert, den bestehenden 
Meinungsstreit praktisch wohl beigelegt141. Jedenfalls konnte das Reichsgericht im 
Oktober 1943 feststellen, die grundsätzliche Anwendung der Amtshaftungsvor-
schriften müsse weiter bejaht werden, auch wenn § 1 Abs. 2 des Einheitsgesetzes 
236 Janbernd Oebbecke 
durch den Führererlaß vom 12. Dezember 1942 aufgehoben sei. Diese auch von der 
beklagten Partei nicht bestrittene Auffassung stützte es darauf, daß die Partei nach 
dem Führererlaß am allgemeinen Rechtsverkehr nach Maßgabe der für den Staat 
geltenden Rechtsvorschriften teilnehme142. 
Bei einer Bewertung des Urteils in Sachen Feller und NSDAP gegen Dr. Koch wird 
man nicht davon sprechen können, das Gericht habe am 17. Februar 1939 "die 
Nazipartei dem Staat schlechthin gleichgestellt"143. Abgesehen davon, daß nicht von 
einer Gleichstellung "schlechthin" die Rede sein kann, ist der in dieser Formulierung 
mitschwingende Vorwurf der Unterwerfung unter die Wünsche der Partei so nicht 
gerechtfertigt. Ebensowenig ist das Urteil aber ein Akt juristischen Widerstandes. 
IV. Zusammenfassung und Schluß 
Zusammenfassend ist festzustellen, daß die praktische rechtliche Behandlung der 
NSDAP nicht unter einem einheitlichen Konzept stand, sondern sich als Summe von 
Einzelentscheidungen ergab. Die allerdings keineswegs konsequent beachtete 
Maxime dabei war, die Partei dem Staat gleichzubehandeln, soweit das für sie 
vorteilhaft war. Wo die Vorteile der NSDAP lagen, wurde, wie vor allem das Beispiel 
der Amtshaftung zeigt, in wichtigen Bereichen nicht autoritativ bestimmt, sondern 
man überließ diese Entscheidung einem sich stark selbst steuernden Diskussionspro-
zeß. Gottfried Neege hat die Grundzüge dieser teils improvisatorischen, teils 
nachvollziehenden Rechtspolitik so <lusgedrückt: 
"Die nationalsozialistische Führung ist nicht gewillt, in Gesetzen und 
Verordnungen rechtlich bindend festzulegen, was noch ganz der leben-
digen Entwicklung vorbehalten sein soll. Jede Beschränkung des Wir-
kungskreises der Partei muß jetzt und noch auf lange hinaus vermieden 
werden, und nur das soll in starre Formen des Rechts gebannt werden, 
was sich aus dem Geschehen heraus als feststehende Tatsache ergeben 
hat. "144 
Denselben Gedanken formulierte earl Schmitt knapper so: 
"Von Punkt zu Punkt, von Schritt zu Schritt wurde im entscheidenden 
Augenblick eine Regelung getroffen und dann das weitere der lebendi-
gen Entwicklung überlassen. "145 
Die durch das Einheitsgesetz in Richtung auf einen Einbau der NSDAP in den Staat 
entschiedene Frage des Rechtscharakters der Partei wurde durch den Führererlaß im 
Dezember 1942 nach neunjähriger Diskussion zugunsten der Kräfte in der NSDAP 
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entschieden, die jede Einbeziehung in das staatliche Normensystem ablehnten. Für 
den hier betrachteten Komplex der rechtlichen Stellung und Behandlung der NSDAP 
im Dritten Reich" wird man bestätigen können, daß das Wort, die Partei befehle 
de~ Staat146, stets nur auf Teilaspekte zutraf147. Die Rechtsstellung der NSDAP 
gehörte, wie Otto Kirchheimer bereits 1941 gesagt hat, zujenen "Grenzgebieten, wo 
die Verteilung der Macht zwischen den Herrschenden noch nicht endgültig festgelegt 
ist. Die Justiz kann in die Sphäre der Partei eindringen und mit unterschiedlichem 
Erfolg versuchen, die allgemeinen Grundsätze zivil- und strafrechtlicher Verant-
wortlichkeit auf die Handlungen von Parteifunktionären anzuwenden. "148 Dieses 
machtpolitische Niemandsland war aber schmal. Nicht zufällig betrafen die zitierten 
Entscheidungen zum Amtshaftungsrecht ausschließlich Verkehrsunfälle. Alles bei 
gerichtlicher Erörterung für die Machthaber Lästige blieb als "politisch" außerhalb 
des Zugriffs der Justiz. 
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